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TOP 82:

Verordnung zur Änderung der Bedarfsgegenständeverordnung und
anderer lebensmittelrechtlicher Verordnungen

Drucksache: 276/13

I. Zum Inhalt der Verordnung

Durch die Verordnung (EU) Nr. 10/2011 der Kommission vom 14. Januar 2011
über Materialien und Gegenstände aus Kunststoff, die dazu bestimmt sind, mit
Lebensmitteln in Berührung zu kommen, wurden die Richtlinien der Europäi-
schen Union für Lebensmittelbedarfsgegenstände aus Kunststoff in einer Ver-
ordnung zusammengeführt. Mit der vorliegenden Verordnung werden die An-
passungen der Bedarfsgegenständeverordnung vorgenommen, die auf Grund
des nunmehr unmittelbar geltenden EU-Rechts erforderlich sind.

Mit der Verordnung wird ferner festgelegt, dass zur Durchführung der Verord-
nung (EU) Nr. 284/2011 der Kommission vom 22. März 2011 mit besonderen
Bedingungen und detaillierten Verfahren für die Einfuhr von Polyamid- und
Melamin-Kunststoffküchenartikeln, deren Ursprung oder Herkunft die Volksre-
publik China bzw. die Sonderverwaltungsregion Hongkong, China, ist, entspre-
chende Warenlieferungen nur über bestimmte Eingangsorte nach Deutschland
eingeführt werden dürfen.

Zudem wird EU-Recht zur Rückverfolgbarkeit von Lebensmittelbedarfsgegen-
ständen sanktionsbewehrt.

Schließlich werden Mitteilungs- und Berichtspflichten im Bereich der Lebens-
mittelbedarfsgegenstände, Kontaminanten und Pestizidrückstände, die sich aus
verschiedenen Verordnungen der Europäischen Kommission ergeben, dem
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit übertragen.

II. Empfehlungen der Ausschüsse

Der federführende Ausschuss für Agrarpolitik und Verbraucherschutz und
der Gesundheitsausschuss empfehlen dem Bundesrat, der Verordnung gemäß
Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes zuzustimmen.




